
Politik,  
Wirtschaft und 

Nachhaltigkeit - 
das Beispiel  

    Bienen  kurz erklärt

Zur künstlichen Bestäubung 
von Pflanzen sammelt eine 
Mini-Drohne mit einem winzi-
gen Kamm die Pollen auf einer 
Blüte ein und lässt sie auf 
einer anderen Blüte nieder.   

Richtig gelesen - es handelt 
sich um den technischen 
Nachbau der Biene, die seit 
Millionen von Jahren diese Tä-
tigkeit vollzieht. Ist das unse-
re Zukunft?  

Die Hochleistung der Bienen 
mit dem natürlichen Bestäu-
ben der Pflanzen werden vom 
Bundesamt für Naturschutz 
auf einen Geldwert von 150 
Milliarden Euro pro Jahr ge-
schätzt. Apple, die Google 
Dachgesellschaft Alphabet 
Inc., Facebook und Microsoft 
zusammen, haben damit zu-
letzt in einem Jahr weniger Ge-
winn erwirtschaftet als die 
Bienen.   

Durch die Bestäubungsleis-
tung kommt ihnen eine wich-
tige Rolle zur Sicherung der 
Artenvielfalt zu. Daneben bie-
ten sie Nahrung für Säugetie-
re, Vögel und andere Lebewe-
sen – und auch für die Men-
schen. Nachhaltige Landwirt-
schaft ist auf die Bienenbe-
stäubung angewiesen. Die 
Bienen selbst erzeugen ihre 
eigene Energie aus der Nah-
rung, sie ernähren sich vom 
Blütenstaub der Pflanzen und 
dem eigenen Honig. Pflanzen 
gewinnen über die Photosyn-
these Energie. Sie betreiben 
also die perfekte Kreislauf-
wirtschaft, ohne Abfall zu pro-
duzieren. Das macht sie resi-
lient und effizient in der Art 
ihres Wirtschaftens. Doch die 
Anzahl der Bienen geht jedes 
Jahr zurück.  

Ein Volksbegehren für mehr 
Artenvielfalt zeigt, dass Bürg-
erInnen sehr wohl wissen, 
wie ihre Umwelt aussehen 
soll. Artenrückgang, Krank-

heiten wie Milben, Gifte im 
Honig und ein Rückgang der 
Erträge sind deutliche 
Zeichen, dass es den 
Bienen schlecht geht. Zu 
den Stresstreibern der 
Bienen zählen neben dem 
Klimawandel, der 
Umweltverschmutzung, 
Monokulturen und dem 
Einsatz von Düngemitteln die 
zunehmende Trockenheit, 
die den Bienen zu schaffen 
macht. Als Ursachen gelten 
unter anderen falsche 
Anreizsysteme, 
Profitstreben, aber auch 
Lobbyismus der 
industriellen 
Landwirtschaft.   

Mit Sicht auf nachhaltige 
Strukturen hat Politik hier 
Handlungsdruck.  Auf der 
Ebene der Vereinten Nationen 
beschäftigt sich das SDG 15 
der nachhaltigen Entwick-
lungsziele (Sustainable De-
velopment Goals) mit dem Le-
ben an Land. Auf europäischer 
Ebene setzt die Agrarpolitik 
Richtlinien und Grenzwerte, 
an die sich die Bundesregie-
rung am Beispiel der Dünge-
mittelverordnung oder der 
Nitratgrenzwerte zu halten 
hat. Die Bundesländer haben 
jeweils eigene Landesverord-
nungen, welche die Vertei-
lung der Fördergelder zum 
Beispiel für BiobäuerInnen re-
geln. Die Landkreise selbst 
wiederum haben ihre eigene 
Politik bei der Bau-, Regional- 
und der Stadtentwicklung 
und machen unterschiedliche 
Landschaftsplanungen.   

Ein Drittel der weltweiten Kul-
turpflanzenproduktion hängt 
davon ab, dass es Insekten 
gibt, die Pflanzen bestäuben.   

Das Beispiel der Bienen zeigt, 
vor welcher Herausforderung 
Politik steht, um die Interes-
senvielfalt der Bevölkerung 
und ihrer Umwelt mit den In-
teressen einer Wirtschafts-
lobby abzugleichen. Dabei 
darf sie das Ziel einer nachhal-
tigen Entwicklungspolitik für 
den Erhalt der Artenvielfalt 
und den Schutz der Bienen 
nicht aus den Augen verlieren.   

Übrigens - am 20. Mai ist 
Weltbienentag!  
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POLITIK BEDEUTET EIN STARKES LANGSAMES 
BOHREN VON HARTEN BRETTERN MIT LEIDEN-
SCHAFT UND AUGENMASS ZUGLEICH“    

(Max Weber, 1919)
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Politik und 
Nachhaltigkeit 

am Beispiel  
von Gesundheits-

wesen und Pflege 
kurz erklärt 

Häufig hören wir in der Zivil-
gesellschaft: „Wenn die Poli-
tik nur gehandelt hätte“. Aber 
wer und was ist die Politik? 
Am Beispiel Pflege soll ver-
deutlicht werden, welche 
unterschiedlichen Ebenen 
und Strategien von der inter-
nationalen bis zur kommuna-
len Ebene es gibt, und vor wel-
chen Herausforderungen 
BürgerInnen und auch die 
Politik stehen, um gesell-
schaftliche Veränderungen im 
Sinne einer nachhaltigen Ge-
sundheitspolitik anzustoßen.    

 Noch vor 200 Jahren hat die 
Pflege in Großfamilien statt-
gefunden. Damals schon gab 
es genaue Vorstellungen da-
von, wie Pflege auszusehen 
hat. Auch wenn hier eine Ent-
wicklung stattgefunden hat, 
die Menschen und ihr Wohl-
ergehen stehen damals wie 
heute im Mittelpunkt.    

Kassenkonkurrenz, Wettbe-
werb der Leistungserbringer 
und Sparmaßnahmen in den 
Einrichtungen als Folgen der 
Ökonomisierungsmaßnah-
men im Gesundheitssystem, 
in den Kliniken insbesondere 
seit Einführung der Fallpau-
schalen (DRGs), zeichnen ein 
anderes Bild in der beruflichen 
Pflege sowohl im Kranken-
haus als auch in Heimeinrich-
tungen.    

 Unzufriedenheit kommt von 
den Pflegenden aufgrund 
eines Mangels an Pflegeperso-
nal, der unzureichenden Fi-
nanzierung über die Pflegekas-
sen, fehlender Tarifbindung 
sowie bei der privaten Pflege 
in Bezug auf die Geschlechter-
ungleichheit (Frauen leisten 
häufiger unentgeltlich Pflege 
in der Familie) und einer Frei-
stellung für Pflegende, welche 
die Einbußen in der berufli-
chen Entwicklung nicht wirk-
lich berücksichtigt. Gleichzei-
tig gibt es politische und wirt-
schaftlich Verantwortliche,  
die keine Veränderungen  

wünschen, da sie Angst vor 
steigenden Kosten haben.   

Was muss Politik hier  
machen?    

Auf der Grundlage wissen-
schaftlicher Erkenntnisse (bei-
spielsweise der Sozialfor-
schung) sollen die Bedarfe der 
Menschen in ihren Lebenswel-
ten berücksichtigt werden. 
Ziel ist es, die Nachhaltig-
keitsinnovationen im Gesund-
heitsbereich zu stärken hin zu 
einer zukunftsfähigen und ver-
besserten, menschenwürdi-
gen Pflegesituation. Von die-
ser Forderung hin zu einem 
Gesetz zur Verbesserung der 
Situation in der Pflege ein-
schließlich der Bereitstellung 
der finanziellen Ressourcen zu 
dessen Umsetzung, ist es je-
doch ein langer Weg.   

Auf welchen Ebenen werden 
Gesundheitsziele adressiert?   

In der Weltpolitik nehmen die 
Vereinten Nationen mit den 
Nachhaltigen Entwicklungs-
zielen, den Sustainable De-
velopment Goals (SDGs) 2015 
eine globale Rolle ein, hier mit 
dem Ziel Gesundheit und 
Wohlergehen (SDG 3). Auf 
europäischer Ebene begreift 
die EU im Zuge der Corona-
Pandemie ihre Verpflichtung 
für länderübergreifende Ge-
sundheitspolitik.    

Auf nationaler Ebene sind die 
Bundesregierung und die Re-
gierungen der Länder für die 
Schaffung politischer Rahmen-
bedingungen verantwortlich.   

Landkreise, und Kommunen 
bieten den BürgerInnen Ange-
bote zur Beratung und Infor-
mation im Bereich der Pflege.    

Wie kann jeder von uns eine 
Politik des nachhaltigen Wan-
dels in diesem Bereich am ein-
fachsten einfordern?   

Informieren sie sich über die 
politischen Zielsetzungen und 
Programme der Parteien im 
Gesundheitsbereich. Gehen 
Sie wählen! Eine Politik kann 
nur so verantwortungsbe-
wusst sein wie ihre Bürger und 
Bürgerinnen. 
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...HÄTTE, HÄTTE, FAHRRADKETTE“      
(Peer Steinbrück, ehemaliger Bundesfinanzminister und  
SPD Kanzlerkandidat im ARD Morgenmagazin,2013)
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Zivilgesell-
schaft als Trei-

ber einer neuen 
Nachhaltigkeits-

kultur kurz erklärt 

Deutschland in eine Kultur 
der Nachhaltigkeit zu führen, 
ist das Ziel unserer Bundesre-
gierung. Für die Politik be-
deutet das, die Zivilgesell-
schaft neben Markt und Staat 
verstärkt mit ins Boot zu neh-
men und am Prozess einer 
nachhaltigen Entwicklung zu 
beteiligen. Schon in der Anti-
ke war die Zivilgesellschaft 
ein Ausdruck für eine funktio-
nierende Gemeinschaft. Das 
große Engagement heute 
zeigt sich besonders in Ver-
einen, Stiftungen, Religions-
gemeinschaften, Selbsthilfe-
gruppen, Demonstrationsbe-
wegungen, Menschenrechts-
organisationen oder auch in 
Bildung, Erziehung, Kultur 
sowie der Wohlfahrtspflege. 
Die Agenda 21 der UN-Konfe-
renz für Umwelt und Entwick-
lung 1992 bezieht die Zivilge-
sellschaft stark mit ein. Die 
Nachfolgeagenda 2030 trat 
am 1. Januar 2016 in Kraft. Die 
einzelnen Regierungen und 
Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs) sind aufgerufen, 
Strategien für eine nachhalti-
ge Entwicklung aufzuzeigen 
und deren Umsetzung zu för-
dern. Auf europäischer Ebene 
gibt es unteranderem die Aar-
hus-Konvention, Wasserrah-
menrichtlinie und die Euro-
päische Bürgerinitiative 
(EBI). Auf nationaler Ebene ist 
beispielsweise die Arbeit der 
Enquetekommission des 
Bundestages mit ihren zahl-

reichen Projekten und Initia-
tiven aktiv, sowie der Rat für 
Nachhaltige Entwicklung 
und der Staatssekretärsaus-
schuss. Auf lokaler Ebene 
sind die Transition-Towns 
Initiativen (wandelbare Stadt) 
zu erwähnen. Aber auch 
Urban Gardening, Repair 
Cafés und Tauschbörsen, das 
ökologische und soziale 
Jahr/Bundesfreiwilligen-
dienst sowie die Beteiligung 
an Wahlen mit Unterschrif-
tensammlungen im Internet 
sind ebenfalls Formen des zi-
vilgesellschaftlichen Beitrags 
einzelner BürgerInnen.   

Sie alle leisten häufig als Eh-
renamtlerInnen Dienste an 
der Gesellschaft. Dazu bedarf 
es der Befähigung der Bürger-
Innen durch Bildung und der 
Übertragung von Verantwor-
tung, um die Freude an 
Selbstbestimmung und Parti-
zipation zu erhöhen.  Gerade 
die jüngere Generation lernt 
dabei wie Politik funktioniert 
und Konflikte zu lösen sind, 
um als mündige BürgerInnen 
Demokratie zu leben. Unter 
dem Begriff der Zivilgesell-
schaft verbergen sich also 
eine Vielzahl von Menschen, 
die Nachhaltigkeit auf allen 
Ebenen in die Gesellschaft 
tragen mit dem Ziel des Woh-
les jedes Einzelnen und der 
Gemeinschaft. Erinnern Sie 
sich eigentlich noch an den 
US-Präsidentenwahlkampf 
von Barak Obama, an „Stutt-
gart 21“, an Greta Thunberg, 
und wie es möglich war, viele 
Einzelne zu aktivieren, Netz-
werke zu bilden und Men-
schen im eigenen Umfeld mit-
zureißen?
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„WAS FRÜCHTE TRAGEN WIRD,  
TREIBT ZUERST BLÜTEN“ –  

„WHAT EVER BEARS FRUIT,  
WILL FIRST BEAR BLOSSOM“   

(Swahili)
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